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Anlage 11
Mündliche Fragen 30 und 31 
Petra Pau (DIE LINKE) 
Begründung für die eingeführte strenge Zweckbindung der erhobenen Daten im 
Autobahnmautgesetz sowie Pläne der Bundesregierung zu deren Abschaffung 
Antwort 
Achim Großmann, Parl. Staatssekretär ... BMVBS 

Anlage 11

Antwort

des Parl. Staatssekretärs Achim Großmann auf die Fragen der Abgeordneten Petra Pau (DIE LINKE) 
(Drucksache 16/5046, Fragen 30 und 31):

Mit welchen Begründungen und Absichten wurde im Gesetzgebungsverfahren des Autobahnmautgesetzes eine 
strenge Zweckbindung der erhobenen Daten eingeführt?

Trifft es zu, dass die Bundesregierung eine Änderung des Autobahnmautgesetzes plant, um die jetzige 
Zweckbindung der Datenerhebung aufzuheben, und wenn ja, wie weit sind diese Planungen vorangeschritten 
(vergleiche „taz“ 8. Februar 2007)?

Zu Frage 30:

Im Autobahnmautgesetz für schwere Nutzfahrzeuge (ABMG) vom 5. April 2005 (BGBl. I Seite 1234) 
ist vom Anbeginn eine Regelung enthalten, die die Verarbeitung und Nutzung der Mautdaten auf 
Zwecke des ABMG beschränkt. Durch das Erste Gesetz zur Änderung des ABMG wurde im 
parlamentarischen Verfahren § 4 Abs. 2 und § 7 Abs. 2 ABMG dahin gehend ergänzt, dass Mautdaten 
„ausschließlich zum Zwecke der Überwachung der Einhaltung der Vorschriften“ des ABMG 
„verarbeitet und genutzt werden [dürfen]. Eine Übermittlung, Nutzung oder Beschlagnahme dieser 
Daten nach anderen Rechtsvorschriften ist unzulässig“.

Zu Frage 31:

Es ist richtig, dass innerhalb der Bundesregierung das für die innere Sicherheit federführende 
Bundesministerium des Innern derzeit einen Gesetzentwurf vorbereitet, zu dem die 
Ressortabstimmung noch andauert. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, die enge Zweckbindung des 
Autobahnmautgesetzes zu lockern und die nach dem Autobahnmautgesetz erhobenen Daten für 
spezifische Zwecke der Strafverfolgung und gegebenenfalls der Gefahrenabwehr nutzbar zu machen.


